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1 Allgemeines 

1.1 Wer kann geprüft werden? 
Grundsätzlich können Steuerpflichtige, 
die Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, aus Gewerbebetrieb oder aus 
selbständiger Tätigkeit erzielen, Ziel einer 
Betriebsprüfung werden. Je größer ein 
Unternehmen ist, desto häufiger wird 
eine Betriebsprüfung durchgeführt. Nach 
den Vorstellungen der Finanzverwaltung 
sollen Großbetriebe lückenlos geprüft 
werden, während Mittelbetriebe durch-
schnittlich alle zwölf Jahre geprüft wer-
den. Für Klein- oder Kleinstbetriebe ist 
eine Aussage über einen Betriebsprü-
fungsturnus nicht möglich. 
Nach Inkrafttreten des Steuerhinterzie-
hungsbekämpfungsgesetz im Jahr 2010 
sind nicht nur Unternehmen, sondern 
auch Steuerpflichtige im Visier für Be-
triebsprüfung. Wenn die Summe der posi-
tiven Einkünfte aus nichtselbständiger Tä-
tigkeit, aus Kapitalvermögen, aus Ver-
mietung und Verpachtung oder aus sons-
tigen Einkünften 500.000 € oder mehr 
im Kalenderjahr beträgt, können auch 
bei diesen Einzelpersonen Prüfungen an-
beraumt werden Das Finanzamt muss da-
für keine Begründung geben. 

1.2 Prüfungsanlässe 
Neben den Größenmerkmalen können 
auch andere Anlässe zur Anordnung einer 
Betriebsprüfung führen. Häufig anzutref-
fende Anlässe sind unter anderem: 
· Mitteilungen anderer Behörden oder 

von Gerichten, 
· Informationen des Handelsregisters, 

des elektronischen Bundesanzeigers 
oder der Datenbanken der Finanzver-
waltung 

· Informationen von Außenprüfungen bei 
Geschäftspartnern 

Bei Klein- und Kleinstunternehmen wer-
den, im Gegensatz zu den regelmäßigen 
Betriebsprüfungen größerer Unterneh-
men, lediglich anlassbezogene Prüfungen 
durchgeführt, z.B. wenn aus der Be-
triebsprüfung eines Auftraggebers eine 
Kontrollmitteilung erfolgt. Ein anderer 
Grund ist häufig, dass die Finanzämter 
sogenannte Branchenprüfungen durch-

führen und somit ohne konkreten Anlass 
geprüft wird. 

1.3 Abgrenzung zu anderen 
Prüfungen 

Bereits bei Beginn der Prüfung muss vom 
Prüfer des Finanzamts genau genannt 
werden, um welche Art der Prüfung es 
sich handelt. Diese Informationen werden 
Ihnen als zu prüfendem Unternehmer in 
schriftlicher Form als Prüfungsanord-
nung zugestellt. So ist sichergestellt, 
welchen Regeln der Steuerprüfer folgen 
muss, und Ihnen wird die Möglichkeit ge-
geben, sich darauf einzustellen. 
Für die Lohnsteuer-Außenprüfung sowie 
für die Umsatzsteuer-Sonderprüfung gel-
ten grundsätzlich die gleichen Regeln wie 
für die Betriebsprüfung. 
Hingegen handelt es sich bei einer Um-
satzsteuer-Nachschau sowie einer be-
triebsnahen Veranlagung nicht um ge-
wöhnliche Betriebsprüfungen, daher gel-
ten für diese Prüfungsarten spezielle Re-
geln (siehe Punkt 7). 

1.4 Wo wird geprüft? 
Die Prüfung selbst findet bei großen Un-
ternehmen im Betriebsgebäude statt. Bei 
der Prüfung von kleineren Unternehmen 
kann die Prüfung aber auch in den Räu-
men des Steuerberaters oder im Finanz-
amt stattfinden. 
Die Prüfung beinhaltet als zwingender 
Bestandteil der sogenannten „Sachver-
haltsermittlung“ – zumindest bei mittel-
großen und großen Unternehmen – auch 
eine Besichtigung des Unternehmens. 
Grundsätzlich sollten Sie als Unternehmer 
persönlich beim Besuch der Finanzver-
waltung vor Ort sein, oder ein von 
Ihnen Bevollmächtigter. Selbst wenn 
die Prüfung in den Räumen des Finanz-
amts oder des Steuerberaters stattfindet, 
wird eine Betriebsbesichtigung üblicher-
weise vorgenommen. 

Hinweis 
Ihre privaten Wohnräume sind für 
den Betriebsprüfer grundsätzlich tabu. 
Als einzige Ausnahme kann der Be-
triebsprüfer einen Zugang zu privaten 
Räumen verlangen, wenn dies zwin-
gend erforderlich ist, um steuerliche 
Sachverhalte festzustellen. 
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Beispiel 
Der Betriebsprüfer hat aufgrund eines 
Hinweises den konkreten Verdacht, 
dass in den privaten Räumen des Un-
ternehmers Unterlagen aufbewahrt 
werden, die auf unversteuertes Geld 
oder auf illegale Beschäftigung hinwei-
sen könnten. Wenn die Gefahr beste-
hen könnte, dass diese Unterlagen ver-
nichtet werden, darf der Prüfer diese 
als Beweismittel sichern und zu diesem 
Zweck die privaten Räume des Unter-
nehmers ausnahmsweise betreten. 
Würde der Unternehmer in diesem Fall 
seine Zustimmung verweigern, dürfte 
das Finanzamt die Besteuerungsgrund-
lagen in der Folge schätzen und ggf. 
ein Steuerstrafverfahren veranlassen – 
was in der Regel für den Unternehmer 
kaum von Vorteil ist. 

1.5 Verhaltensempfehlungen 
Grundsätzlich sollten Sie und Ihre Mitar-
beiter auf ein gutes Prüfungsklima 
hinwirken, da dies eine zügige und wohl-
wollend durchgeführte Betriebsprüfung 
begünstigt. 
Um diese Klima zu erreichen, können 
vorbereitende Maßnahmen hilfreich sein: 
· Sie sollten in Ihrem Unternehmen zu-

sammen mit uns als Ihrem Steuerbe-
rater darauf hinwirken, dass die Prü-
fung organisatorisch gut vorbereitet 
wird. 

· Bestimmen Sie bereits im Vorfeld ei-
nen Ansprechpartner für den Prü-
fer. Diese Aufgabe können wir als Ihr 
Steuerberater übernehmen. Damit soll 
verhindert werden, dass der Betriebs-
prüfer Mitarbeiter in Gespräche verwi-
ckelt, die keine sachdienlichen Aus-
künfte geben können bzw. ungewollt 
Ihre Position bei der Schlussbespre-
chung untergraben könnten. Durch ei-
nen festen Ansprechpartner wird die 
die Kommunikation mit dem Prüfer in 
einem kontrollierten Rahmen gehalten. 

· Entweder der Ansprechpartner oder wir 
als Ihr Steuerberater sollten dem Be-
triebsprüfer angeforderte Unterlagen 
zügig zur Verfügung stellen. Daher 
ist es ratsam, alle für die Prüfung rele-
vanten Unterlagen bereits im Vorfeld 
vorzubereiten (z.B. die gesamten 

Lohnunterlagen für den geprüften Zeit-
raum bei einer Lohnsteuer-
Außenprüfung). Wenn Unterlagen nur 
zögerlich beigebracht werden, kann 
dies dazu führen, dass der Betriebs-
prüfer zwischenzeitlich mehr Prüffelder 
als nötig eröffnet und sich dadurch der 
Umfang der Betriebsprüfung erweitert. 

· Dem Prüfer sollten Besonderheiten 
des Betriebs proaktiv erklärt wer-
den, entweder durch den Ansprech-
partner oder durch uns. Dadurch wer-
den Vorgänge in der Buchhaltung für 
den Prüfer leichter verständlich (z.B. 
bei einer kürzeren als amtlich vorge-
schriebenen Abschreibung übermäßig 
beanspruchter Maschinen). 

· Bitten Sie (oder Ihre Vertretung) den 
Prüfer darum, seine Feststellungen 
schriftlich unter Angabe von Fund-
stellen darzulegen, damit Sie als Un-
ternehmer bzw. wir als Ihr Steuerbera-
ter gezielt Gegenargumente vorberei-
ten können und auf diesem Weg kon-
struktiv eine Lösung gefunden werden 
kann. 

· Sofern sich der Prüfer fehlerhaft 
verhält, kann und muss dies sofort 
freundlich, aber offen angespro-
chen werden, damit die Positionen 
klar sind. 

· Gleichzeitig haben Sie als Unternehmer 
auch umfangreiche Mitwirkungspflich-
ten, die Sie in jedem Fall ernst nehmen 
sollten (siehe Punkt 3). 
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2 Die digitale Betriebsprüfung 
Da die EDV-gestützte Buchführung mitt-
lerweile in beinahe allen Unternehmen 
eingesetzt wird, werden von den Prü-
fungsstellen ebenfalls elektronisch unter-
stützte Betriebsprüfungen durchgeführt. 
Dies hat zur Folge, dass Sie als geprüfter 
Unternehmer andere Unterlagen zur Ver-
fügung stellen müssen, als dies noch zu 
Zeiten der papiergestützten Buchführung 
der Fall war. 
Die Kontrollrechte der Finanzverwaltung 
wurden um das Recht auf Datenzugriff 
erweitert. Dabei gibt es verschiedene 
Formen des Datenzugriffs: 
1. „Nur-Lese-Zugriff“ 

Der Prüfer kann Einsicht in die gespei-
cherten Daten nehmen und das Daten-
verarbeitungssystem bei Ihnen vor Ort 
zur Prüfung nutzen. 

2. „Mittelbarer Zugriff“ 
Der Prüfer kann die gespeicherten Da-
ten nach seinen Vorgaben maschinell 
auswerten. 

3. „Datenträgerüberlassung“ 
Der Prüfer kann Sie darum bitten, dass 
Sie die gespeicherten Daten und Aus-
wertungen auf einem maschinell ver-
wertbaren Datenträger (USB-Stick, 
Festplatte usw.) ihm zur Verfügung 
stellen. Diese Form wird sehr häufig 
bei kleinen und mittleren Unternehmen 
eingesetzt. 
Hinweis 
Durch das Recht auf digitalen Datenzu-
griff können Sie als Unternehmer die 
Unterlagen, die nach steuerlichen und 
außersteuerlichen Regeln aufbewahrt 
werden müssen, auch als Wiedergabe 
auf einem Bildträger oder auf anderen 
Datenträgern aufbewahren. Vorausset-
zung ist hierbei immer, dass die Auf-
bewahrung den Grundsätzen ordnungs-
gemäßer Buchführung entspricht. Au-
ßerdem müssen die Datenträger jeder-
zeit während der Dauer der Aufbewah-
rungsfrist verfügbar sein und unverzüg-
lich lesbar gemacht werden können. 
Sofern aufbewahrungspflichtige Daten 
und elektronische Dokumente im Un-
ternehmen entstanden oder als elekt-
ronischer Beleg eingegangen sind, 
müssen sie auch in elektronischer Form 

aufbewahrt werden und dürfen vor Ab-
lauf der Aufbewahrungsfrist nicht ge-
löscht werden. Elektronisch eingegan-
gene Daten müssen für die Dauer der 
Aufbewahrungsfrist unveränderbar im 
Unternehmen bleiben. Wir können 
Ihnen für ausführlichere Informationen 
gerne die Merkblätter „Elektronische 
Buchführung und Belegerfassung“ und 
„Aufbewahrungspflichten“ zur Verfü-
gung stellen. 

Bei der Prüfung der Daten werden die Be-
triebsprüfer durch das bundeseinheitli-
che Analyse- und Auswertungspro-
gramm der Finanzverwaltung namens 
IDEA (Interactive Data Extraction and 
Analysis) unterstützt. Im Rahmen der 
IDEA-Software stehen den Prüfern einige 
unterschiedliche Analysefunktionen zur 
Verfügung, z.B. ABC-Analyse, Alters-
strukturanalyse, Mehrfachbelegungsana-
lyse, verschiedene Stichprobenverfahren 
und Schichtungs- und Additionsverfahren 
oder der Chi-Quadrat-Test. Letzterer ist 
ein von der statistischen Theorie entwi-
ckeltes Verfahren, welches beobachtete 
absolute Häufigkeiten mit den erwarteten 
absoluten Häufigkeiten abgleicht. Die 
Anwendung des Chi-Quadrat-Tests ist 
mittlerweile auch von der Rechtsprechung 
als Wahrscheinlichkeitsurteil bei der Beur-
teilung von Buchführungen anerkannt. 

Hinweis 
Durch Münzwurf kann man auf einfache 
Weise eine echte zufällige 0-1-Folge er-
zeugen. Es ist jedoch schwer, eine sol-
che Folge zu fälschen. Die meisten Per-
sonen, die in Tests aufgefordert wur-
den, Zahlenfolgen von 0-1 zu schrei-
ben, trauten sich nicht, längere Blöcke 
von Nullen und Einsen zu schreiben. In 
einer echten Zufallsfolge treten solche 
Cluster aber häufiger auf. 
Dieses Phänomen ist auf viele Bereiche 
übertragbar und mittels Tests über-
prüfbar, auch z.B. auf die Ziffervertei-
lung bei Medikamentenabrechnungen 
oder eben einer Bilanz. Mit diesem Test 
wird nach Abweichungen von der er-
warteten Wahrscheinlichkeitsverteilung 
von Ziffern gefahndet. Abweichungen 
von echten Zufallsfolgen, die eine Ma-
nipulation nahelegen, können so auf-
deckt werden. 
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Bei allen Verfahren stehen beispielsweise 
folgende Prüfungsfelder im Fokus der Fi-
nanzverwaltung: 
· Überprüfung von Lagerbeständen und 

Abschreibungen und Kontrolle der Vor-
ratsbewertung 

· Kontrolle von Wertberichtigungen auf 
Forderungen und Rückstellungen 

· Verprobung von Automatikkonten im 
Bereich der Umsatzsteuer/Vorsteuer 

· Saisonale Verteilung von Umsätzen 
und Wareneinkäufen 

· Überprüfung der Einnahmen auf Voll-
ständigkeit 

Die Finanzverwaltung setzt häufig Fach-
prüfer ein, die sich intensiv mit ERP-
Software wie SAP/R3 oder anderer Soft-
ware wie DATEV befasst haben und über-
dies gute Kenntnisse in der Anwendung 
der Prüfsoftware IDEA haben. 

3 Mitwirkungspflichten 
Als geprüfter Unternehmer treffen Sie 
aufgrund gesetzlicher Vorgaben um-
fangreiche Mitwirkungspflichten, z.B.: 
· Vorlage von Aufzeichnungen, Büchern, 

Geschäftspapieren und anderen Ur-
kunden 

· Erteilung von plausiblen Erläuterungen 
zu den vorgenannten Unterlagen 

· Unterstützung bei der digitalen Be-
triebsprüfung und Lesbarmachung der 
Belege 

· Gestattung von Zutritt in die Betriebs- 
und Geschäftsräume zu den üblichen 
Geschäftszeiten 

· Betriebsbesichtigung 
· Bereitstellung eines Prüferzimmers, wo 

dem Prüfer ein Arbeitsplatz sowie er-
forderliche Hilfsmittel zur Verfügung 
stehen 

· Erhöhte Mitwirkungspflicht bei Aus-
landssachverhalten 

Sofern Sie Ihren Mitwirkungspflichten 
nicht in angemessener Weise nachkom-
men, kann dies folgende Konsequenzen 
nach sich ziehen: 
· Festsetzung von Zwangsgeld oder Ver-

zögerungsgeld durch die Finanzverwal-
tung 

· Nichtanerkennung bestimmter Be-
triebsausgaben 

· Straf- und bußgeldrechtliche Sanktio-
nen 

· Schätzung von Besteuerungsgrundla-
gen 

· Erhebung von Verspätungszuschlägen 
Hinweis 
Möglich ist ein Auskunftsverweige-
rungsrecht jedoch dann, wenn im Rah-
men der Betriebsprüfung ein Strafver-
fahren eingeleitet wurde. Durch dieses 
Strafverfahren steht dem geprüften Un-
ternehmer ein strafrechtliches Schwei-
gerecht zu. 
Auch wenn das strafrechtliche Schwei-
gerecht nicht die steuerrechtlich beste-
henden Mitwirkungspflichten aufhebt, 
darf die Finanzbehörde die Mitwirkung 
des geprüften Unternehmers nicht 
mehr durch Zwangsmittel wie z.B. 
Festsetzung von Verspätungszuschlä-
gen durchsetzen. 

Ihre Mitarbeiter sind ebenfalls ver-
pflichtet, bei Fragen des Prüfers zur 
Sachverhaltsaufklärung mitzuwirken. Be-
vor sich der Prüfer aber an einen Mitar-
beiter wendet, muss er zuerst Sie um 
Auskunft gebeten haben. Sollten Sie 
als Unternehmer ihm nicht die erforderli-
chen Auskünfte geben können und wur-
den dem Prüfer auch keinen speziellen 
Ansprechpartner im Betrieb genannt (sie-
he Punkt 1.5), kann er Informationen von 
den Mitarbeitern einholen. 
Angehörige eines Unternehmers (Ehefrau, 
Kinder usw.) dürfen generell jegliche 
Auskunft verweigern bezüglich aller Um-
stände, die die Steuerpflicht betreffen. 
Gleichzeitig haben Sie als Unternehmer 
einen Anspruch darauf, über die festge-
stellten Sachverhalte zeitnah unterrichtet 
zu werden. Eine Ausnahme gilt nur dann, 
wenn der Betriebsprüfer die Einleitung ei-
nes Steuerstrafverfahrens in Erwägung 
ziehen muss. 
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4 Schlussbesprechung 
Zur Beendigung der Prüfung schickt der 
Betriebsprüfer in der Regel dem Unter-
nehmen einen Entwurf seines Prüfungs-
berichts zu. Auf dessen Grundlage wird 
eine Schlussbesprechung zwischen dem 
Steuerberater, dem Betriebsprüfer und 
bei mittelgroßen und großen Unterneh-
men dem Sachgebietsleiter, ggf. zusam-
men mit dem Unternehmer, stattfinden. 
Als Unternehmer sollten Sie allerdings 
nur nach Abwägung aller Vor- und Nach-
teile an der Schlussbesprechung teilneh-
men: Der Betriebsprüfer hat kein 
Recht auf Ihre Teilnahme. 
Die Schlussbesprechung sollte innerhalb 
eines Monats nach Durchführung der Er-
mittlungen stattfinden. 
Zur Schlussbesprechung müssen bereits 
im Vorfeld noch fehlende, aber vom Prü-
fer angeforderte Unterlagen vorbereitet 
werden und Überlegungen erfolgen: 
· Überprüfung strittiger Sachverhalte 

und ihrer Folgen 
· Berechnung der steuerlichen Auswir-

kungen der vom Betriebsprüfer bean-
standeten Sachverhalte 

· Festlegung der Taktik in der Schluss-
besprechung 

Eventuell kommt auch eine tatsächliche 
Verständigung zwischen Betriebsprüfer 
und Ihnen in Betracht: Bei an sich streiti-
gen Sachverhalten können Vereinbarun-
gen getroffen werden, damit diese in Ih-
rem Fall als unstreitig gelten sollen. Diese 
sind für beide Seiten bindend wie ein Ver-
trag, daher ist Ihre Anwesenheit erforder-
lich. 
Im Fall einer abgekürzten Betriebsprü-
fung, bei der keine oder nur geringfügige 
Änderungen der Besteuerungsgrundlagen 
herbeigeführt werden, kann in gegensei-
tigem Einvernehmen auch auf eine 
Schlussbesprechung verzichtet werden. 
Dies gilt nicht, wenn Sie für einen be-
stimmten Sachverhalt eine verbindliche 
Zusage erhalten möchten. 

5 Verbindliche Zusage 
Eine verbindliche Zusage wird immer 
dann erforderlich, wenn ein Steuerpflich-
tiger und die Finanzverwaltung sich über 
einen strittigen Sachverhalt einig werden 

wollen, um ein Rechtsbehelfsverfahren im 
Anschluss an die Betriebsprüfung zu ver-
meiden. Zusagen beziehen sich auf einen 
noch nicht verwirklichten Sachverhalt, 
der Wirkung für die Zukunft hat. Dieser 
wird dann in der vereinbarten Form für 
beide Seiten bindend, wenn Sie als Steu-
erpflichtiger einen Antrag auf eine ver-
bindliche Zusage gestellt haben und die 
Zusage von der Finanzverwaltung ohne 
Vorbehalt erteilt wird. Über die verbindli-
che Zusage entscheidet auf Seiten der Fi-
nanzverwaltung nicht der jeweilige Be-
triebsprüfer, sondern dessen vorgesetzter 
Sachgebietsleiter. 

Beispiel 
Die G-GmbH hält ein Betriebsgrund-
stück, welches gegen ein Nachbar-
grundstück, das der A-GmbH gehört, 
getauscht werden soll. Die Parteien 
sind sich darüber einig, dass die Grund-
stücke gleichwertig sind und keine Zu-
zahlungen geleistet werden sollen. Der 
Sachverhalt wird daher der Finanzver-
waltung zusammen mit einem entspre-
chenden Sachverständigengutachten 
noch vor dem Abschluss vorgelegt mit 
der Bitte um verbindliche Zusage. Die 
Finanzverwaltung wird darum gebeten, 
dass auch sie die Grundstücke als 
gleichwertig einstuft. Ansonsten würde 
der Sachverhalt von den beteiligten 
Gesellschaften aufgrund steuerlicher 
Komplikationen nicht in dieser Form 
verwirklicht. 

6 Prüfungsbericht 
Die Prüfung muss mit einem schriftli-
chen Schlussbericht abgeschlossen 
werden, der dem geprüften Unternehmer 
etwa vier Wochen nach der Schluss-
besprechung zugesandt wird. Der Prü-
fungsbericht sollte sehr genau geprüft 
werden, da auf dessen Grundlage die 
steuerlichen Änderungsbescheide erge-
hen. Selbstverständlich können aber auch 
diese Bescheide mit dem Einspruchsver-
fahren angefochten werden. 
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7 Weitere Prüfungen 

7.1 Prüfung der 
Rentenversicherungsträger bei 
den Arbeitgebern 

Die Prüfung der Rentenversicherungsträ-
ger bei den Arbeitgebern betrifft vor al-
lem folgende Punkte: 
· versicherungsrechtliche Beurteilung 

von Beschäftigungsverhältnissen 
· Beurteilungen des Arbeitsentgelts hin-

sichtlich der korrekten Beitragsermitt-
lung 

· Überprüfung der abgegebenen Bei-
tragsnachweise auf Vollständigkeit 

· Überprüfung der Beitragsberechnung 
für die Unfallversicherung 

Zu den geprüften Beitragszahlungen ge-
hören insbesondere die Zahlungen der 
Pflichtbeiträge an die gesetzliche Kran-
ken- und Pflegeversicherung. 
Die Prüfungen der Rentenversicherungs-
träger müssen turnusmäßig alle vier 
Jahre oder zu einem früheren Zeitpunkt 
durchgeführt werden. 

Hinweis 
Sie können die Prüfung durch den Ren-
tenversicherungsträger mit einer be-
reits anberaumten Lohnsteueraußen-
prüfung verbinden. Auf diese Weise ha-
ben Sie nur einmal Prüfer im Haus, was 
Ihren organisatorischen Aufwand ver-
ringert. 

Sofern Beitragsnachforderungen aus der 
Prüfung entstehen sollten, können sich 
diese auch auf andere Zeiträume als die 
zu prüfenden Zeiträume erstrecken. Vor-
aussetzung für eine Beitragsnachforde-
rung ist lediglich, dass der betreffende 
Zeitraum noch nicht verjährt ist. 
Auch die Rentenversicherungsträger set-
zen die elektronisch unterstützte Be-
triebsprüfung bereits flächendeckend ein. 
Sofern Sie als Arbeitgeber an der elektro-
nisch unterstützten Betriebsprüfung teil-
nehmen und die Daten gemäß den Ver-
fahrensgrundsätzen an die Rentenversi-
cherungsträger übermitteln, werden Sie 
insoweit „belohnt“: Seit Beginn des Jah-
res 2016 wird im Gegenzug die berichtig-
te Meldung dem Arbeitgeber bzw. Steu-
erberater ebenfalls elektronisch vom Ren-

tenversicherungsträger übermittelt. 
Dadurch ist eine medienbruchfreie Über-
tragung gewährleistet, weil das manuelle 
Übertragen der geänderten Daten ent-
fällt. 
Trotz des „elektronischen Rückwegs“ vom 
Rentenversicherungsträger an die Arbeit-
geber sind Letztere weiterhin verpflichtet, 
die notwendigen Stornierungsmeldun-
gen eigenverantwortlich durchzufüh-
ren. Die Meldekorrektur stellt lediglich 
einen technischen Service des Rentenver-
sicherungsträgers dar. 

7.2 Umsatzsteuer-Sonderprüfung 
Ohne an den Turnus der allgemeinen Be-
triebsprüfungen anzuknüpfen, kann die 
Finanzverwaltung eine Umsatzsteuer-
Sonderprüfung als besondere Außenprü-
fung durchführen. 
Auslöser hierfür kann beispielsweise eine 
außergewöhnlich hohe Umsatzsteuer-
Zahllast oder ein entsprechend hoher 
Vorsteuer-Vergütungsanspruch sein. Übli-
cherweise werden in diesem Zusammen-
hang nur einzelne Monate oder Quar-
tale überprüft, keine kompletten Veran-
lagungszeiträume. Es kann aber durchaus 
innerhalb eines Veranlagungszeitraums 
zu mehreren Umsatzsteuer-
Sonderprüfungen kommen. 
Außerdem werden Schwerpunkte für die 
Überprüfung von Einzelsachverhalten 
gesetzt, es findet also keine Vollprü-
fung statt. Eine zeitnahe Prüfung der 
korrekten umsatzsteuerlichen Erfassung 
von betrieblichen Sachverhalten steht al-
so im Vordergrund der Prüfung. 
Häufig werden die Sonderprüfungen als 
eine reine Belegprüfung im Finanz-
amt durchgeführt, Sie bekommen da-
her nicht unbedingt einen Besuch der 
Prüfer vor Ort. 

7.3 Umsatzsteuer-Nachschau 
Bei der Umsatzsteuer-Nachschau handelt 
es sich nicht um eine Außenprüfung. Die 
Umsatzsteuer-Nachschau soll insbesonde-
re der Bekämpfung des Umsatzsteuerbe-
trugs dienen. Das Verfahren wird einge-
setzt, um steuererhebliche Sachverhalte 
zeitnah aufzuklären. Die Finanzbeamten 
dürfen dabei ohne vorherige Ankündi-
gung ein Unternehmen aufsuchen, um 
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sich die relevanten Informationen über 
die erforderlichen betrieblichen Verhält-
nisse zu verschaffen. Trotz der unange-
kündigten Prüfung handelt es sich je-
doch nicht um eine Steuerfahndungsprü-
fung. 
Mit einer Umsatzsteuer-Nachschau müs-
sen Sie beispielsweise rechnen, wenn Sie 
ein Unternehmen neu gegründet haben 
und – aufgrund von vielen Investitionen 
bei Aufnahme der Unternehmenstätigkeit 
– gleichzeitig hohe Vorsteuer-
Erstattungsansprüche geltend gemacht 
haben. Des Weiteren wird von der Fi-
nanzverwaltung eine Nachschau anbe-
raumt, wenn das Finanzamt keine um-
satzsteuerlichen Meldungen des Un-
ternehmens erhält, gleichzeitig jedoch 
Hinweise oder Kontrollmitteilungen über 
eine unternehmerische Tätigkeit vorlie-

gen. Weitere Anlässe für eine Umsatz-
steuer-Nachschau können sein: 
· Kauf eines anderen Unternehmens, 

z.B. in Form eines Firmenmantels 
· Vorsteuerberichtigungen in nicht uner-

heblichem Ausmaß 
· Insolvenzfälle, in denen eine Zwangs-

verwaltung von Grundstücken oder ei-
ne vorläufige Insolvenzverwaltung ein-
gesetzt wurde 

Wenn Sie von dem unangekündigten Be-
such des Umsatzsteuer-Prüfers über-
rascht werden, ist es in jedem Fall sinn-
voll, wenn Sie als Erstes uns kontaktie-
ren. Zwar muss der Prüfer mit dem Be-
ginn seiner Prüfung nicht auf das Eintref-
fen eines Steuerberaters warten, jedoch 
ist unsere Anwesenheit im Verlauf sicher-
lich für eine objektive Einordnung der zu 
prüfenden Sachverhalte sinnvoll. 
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8 Checkliste 

Prüfungsanordnung Sind die Pflichtangaben in der schriftlichen Prüfungsanordnung zu 
finden? 
· Prüfungszeitraum 
· sachlicher Prüfungsumfang 
· Prüfungstermin 
· Name des Prüfers 
· Ist eine Rechtsbehelfsbelehrung erfolgt? 
· Wurden Ihre Rechte und Pflichten in der Anordnung erklärt?  

Prüfungstermin Wird Ihnen zwischen der Ankündigung der Prüfung und dem Prü-
fungsbeginn ausreichend Zeit zur Vorbereitung eingeräumt? 
Die eingeräumte Zeit ist abhängig von der Größe des Betriebs: In 
der Regel stehen Großbetrieben mindestens vier Wochen zur Ver-
fügung, während kleinere Betriebe lediglich zwei Wochen Vorlauf-
zeit erhalten. 
Sprechen Kriterien für eine Verschiebung des genannten Termins? 
· Fallen in den Prüfungstermin zeitgebundene Arbeiten, die ge-

gen eine Betriebsprüfung sprechen (z.B. Jahresendgeschäft)? 
· Sind zum Prüfungstermin alle wichtigen Ansprechpartner anwe-

send (z.B. Leiter der Buchhaltung)? 
· Stehen sonstige Punkte dem Prüfungstermin entgegen (z.B. 

Krankheit des Unternehmers, Umbauten im Betrieb)?  

Steuerberater · Haben Sie uns über die Prüfung informiert? 
· Haben Sie die Prüfungsanordnung an uns weitergeleitet? 
· Wenn wir Sie vor Ort unterstützen sollen, müssen wir einen für 

alle Beteiligten möglichen Termin der Betriebsprüfung verein-
baren.  

Organisation der 
Prüfung 

· Steht im Betrieb ein geeigneter Arbeitsplatz für den Prüfer zur 
Verfügung (Idealerweise ein separater, abschließbarer Raum)? 

· Wer soll der Ansprechpartner des Prüfers werden? 
· Informieren Sie Ihre Mitarbeiter über die anstehende Betriebs-

prüfung. Machen Sie Ihren Mitarbeitern auch verständlich, dass 
der Prüfer keine Befugnis hat, Informationen zu verlangen, oh-
ne zuvor bei Ihnen oder dem bestimmten Ansprechpartner 
nach gewünschter Information gefragt zu haben.  

Vorbereitung der 
Unterlagen 

Wie erhält der Prüfer Zugang zu den Unterlagen? 
· Werden Unterlagen ungefragt vorbereitet und bereitgestellt, 

oder wollen Sie auf die konkreten Anforderungen des Prüfers 
warten? 

· Zugang zum EDV-System: Bereiten Sie einen Zugang für den 
Prüfer vor. Dabei sollten Sie darauf achten, dass der Prüfer 
möglichst geringe Rechte im System hat („Nur-Lese-Zugriff“). 

· Steht ein Datenträger für die maschinelle Auswertung zur Ver-
fügung? Falls nein, stellen Sie dem Betriebsprüfer einen techni-
schen Ansprechpartner zur Seite (z.B. Leiter der EDV-
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Abteilung). Wichtig: Lassen Sie dem Prüfer hier niemals freie 
Hand!  

Bereitstellung von 
Unterlagen 

Halten Sie folgende Unterlagen bereit, damit Sie schnell auf An-
fragen des Prüfers reagieren können: 
· Jahresabschlüsse 
· Summen- und Saldenliste 
· Sachkonten 
· Personenkonten 
· Journale 
· Kassenbücher 
· Anlagekartei, Abschreibungslisten 
· Inventuren 
· Aufzeichnungen Wareneingang und -ausgang 
· Lohnkonten 
· Buchungsbelege 
· Umsatzverprobungen 
· Gesellschaftsverträge und Satzungsänderungen 
· Gesellschafterbeschlüsse 
· Anstellungsverträge mit Gesellschafter-Geschäftsführern und 

Tantiemevereinbarungen 
· Verträge mit nahen Angehörigen 
· Verträge mit Gesellschaftern 
· Mietverträge 
· Leasingverträge 
· Kreditverträge 
· langfristige Verträge mit Kunden  

 



Betriebsprüfungsmerkblatt        www.ines-scholz.de 

Rechtsstand: Oktober 2016 

11 

9 Kanzleileitfaden Betriebsprüfung 

14 typische Fragen zur Betriebsprüfung 
 
1.) Wieso gerade ich? Gibt es einen besonderen Grund für diese Prüfung? Warum 
wurde ich ausgewählt? 
Jedes Unternehmen wird mehr oder weniger regelmäßig geprüft. Eine lückenlose Überprü-
fung aller Unternehmer ist jedoch aufgrund der großen Anzahl nicht möglich. Für die Fi-
nanzbehörde gibt es 3 Auswahlkriterien: Sie wurden schon besonders lange oder womög-
lich überhaupt noch nie geprüft. Ihre Prüfung ist aufgrund einer Computerauswahl rein zu-
fällig. Oder Sie haben irgendwie die Aufmerksamkeit des Finanzamtes erregt. 
 
2.) Was weiß der Prüfer bereits über mich? 
Manchmal relativ wenig, oft aber mehr als Sie glauben! Dem Prüfer stehen die abgegebe-
nen Bilanzen und Steuerklärungen zur Verfügung. Vielleicht verfügt er sogar über beson-
dere Informationen, die er anlässlich einer Prüfung bei einem Ihrer Geschäftspartner, von 
anderen Behörden oder aus Gerichtsakten erhalten hat.  
 
3.) Wie kann ich mich am sinnvollsten auf die Prüfung vorbereiten? 
In einem gemeinsamen Gespräch vor der Prüfung sollten wir mögliche Diskussions- und 
Angriffspunkte des Prüfers ausfindig machen und eine Gegenstrategie entwickeln. Sollten 
es in Ihren Unterlagen auch solche geben, die verfänglich sind, führen wir eine gemein-
same Sichtung durch. 
 
4.) Die Prüfungsanmeldung kommt jetzt gerade besonders ungelegen! (Hochsai-
son, Erkrankung, Urlaubspläne) 
Wenn Sie einen guten Grund für eine Verschiebung haben, werden wir eine solche für Sie 
durchsetzen. 
 
5.) Wird der Prüfer mir und meinen Mitarbeitern während der gesamten Prüfung 
über die Schulter blicken? 
Nein, stellen Sie dem Prüfer eine geeignete Ansprechperson vor, die dann regelmäßig mit 
dessen Fragen konfrontiert wird. 
 
6.) Wie sieht es mit meiner Privatsphäre aus: Darf diese den Prüfer interessie-
ren? Darf der Prüfer meine Privatwohnung aufsuchen? 
Normalerweise nein. Ausnahmsweise jedoch dann, wenn Sie in Ihrer Privatwohnung auch 
ein Arbeitszimmer haben. Urlaubsfragen sind oft beliebt, um Rückschlüsse auf Lebens-
standard und Vermögensverhältnisse zu ziehen. 
 
7.) Darf er in meine Privatkonten Einsicht nehmen? 
Nein, außer auf Ihrem Privatkonto gehen auch betriebliche Zahlungen ein und aus. 
 
8.) Interessieren den Prüfer vielleicht auch meine privaten Anschaffungen? 
Nur dann, wenn Ihr privater Vermögenserwerb (Grundstück, Haus, Auto) nicht durch Ihre 
dem Finanzamt erklärten Einkünfte gedeckt ist. 
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9.) Darf der Prüfer meine Familienangehörigen befragen? 
Nein, Ihre engsten Familienangehörigen müssen Fragen des Prüfers nicht beantworten. 
Ansonsten gilt der Grundsatz, dass jede Person verpflichtet ist, Fragen des Prüfers zu be-
antworten (z.B. Geschäftspartner). 
 
10.) Darf der Prüfer Einsicht in Unterlagen anderer Behörden und Gerichtsakte 
nehmen? 
Ja, er hat weitgehende Einsichtsmöglichkeiten, die er auch EDV-unterstützt einholen kann. 
 
11.) Worüber wird häufig mit dem Prüfer diskutiert? 
Die Diskussionspunkte sind je nach Branche verschieden. Es geht aber oft um folgende 
Bereiche:  

§ Sind wirklich alle Betriebsausgaben auch Betriebsausgaben? 
§ Können Sie den Werbecharakter Ihrer Bewirtungskosten tatsächlich konkret nach-

weisen? 
§ Fahren Sie tatsächlich mit Ihrem Firmenauto so wenig privat? 
§ Haben Sie sämtliche Anlagegüter auch im Betrieb stehen? 
§ Deckt Ihr erklärtes Einkommen Ihre Lebenshaltungskosten? 
§ Sind alle Einnahmen vollständig erklärt? 
§ Gibt es Differenzen bei der Kalkulation? 
§ Würden Sie einem Fremden für die gleiche Leistung gleich viel zahlen wie Ihren 

Familienangehörigen? 
 
12.) Worum geht es bei der Schlussbesprechung? 
Am Ende einer Betriebsprüfung steht die so genannte Schlussbesprechung. Dabei kann 
der Vorgesetzte des Prüfers zusätzlich anwesend sein. In der Schlussbesprechung werden 
die tatsächlichen Feststellungen und die rechtlichen Folgerungen erörtert. Wie so oft im 
Leben, bedarf es auch hier manchmal eines Kompromisses. 
In der Praxis hat die Schlussbesprechung einen hohen Stellenwert und bedarf nicht nur 
einer genauen Vorbereitung, sondern ebenfalls eines hohen fachlichen Wissens, taktischen 
Geschicks, rhetorischer Darstellung und ausreichend Fingerspitzengefühls. 
Nach der Schlussbesprechung dauert es noch ca. 1 bis 2 Monate bis Sie die Bescheide des 
Finanzamtes erhalten. Für eine eventuelle Nachzahlung haben Sie dann einen weiteren 
Monat Zeit. 
 
13.) Ist die sich aufgrund der Schlussbesprechung ergebende Nachzahlung un-
umstößlich? 
Nein, sollten die Prüfungsfeststellungen bei Ihnen strittig bleiben, ist die Möglichkeit eines 
Einspruchs gegeben. Auch der Weg der Klage beim Finanzgericht steht offen. 
 
14.) Zuletzt: Wann kann eine zusätzliche Finanzstrafe auf Sie zukommen? 
Jeder Prüfungsbericht wird auch der Strafsachenstelle des Finanzamtes zugeleitet, die bei 
Verdacht einer Abgabenhinterziehung oder einer sonstigen Ordnungswidrigkeit ein Finanz-
strafverfahren einleiten kann. Sofern ein solcher Fall auftritt, sollten Sie uns umgehend 
kontaktieren, da weitgehende Folgen möglich sind. 


